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Satzung des Reit- und Fahrvereins Sachsenberg e.V. 
 
 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein trägt den Namen „Reit- und Fahrverein Sachsenberg e.V.“, abgekürzt  

RuF Sachsenberg. 

(2) Er hat seinen Sitz in 35104 Lichtenfels-Sachsenberg. 

(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Korbach eingetragen. 

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

(5) Der Verein ist Mitglied des Kreisreiterbundes Waldeck-Frankenberg und durch den Reit- und 
Fahrverband Kurhessen-Waldeck Mitglied des Hessischen Reit- und Fahrverbandes sowie der 
Deutschen Reiterlichen Vereinigung e.V. (FN). 
 

§ 2 Zweck und Aufgaben des Vereins, Gemeinnützigkeit 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Zweck des Vereins ist insbesondere die Förderung des Reit- und Fahrsports, die Erhaltung der 

Gesundheit der Pferde und der Mitglieder sowie die Schonung von Natur und Landschaft. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

1.1 die Gesundheitsförderung aller Personen, insbesondere der Jugend, durch Reiten, Fahren und 

Voltigieren; 

1.2 die Ausbildung von Reiter, Fahrer und Pferd in allen Disziplinen; 

1.3 ein breit gefächertes Angebot in den Bereichen des Breiten- und Leistungssports aller 

Disziplinen; 

1.4 Hilfe und Unterstützung bei der mit dem Sport verbundenen Pferdehaltung als Maßnahme 

zur Förderung des Sports und des Tierschutzes; 

1.5 die Vertretung seiner Mitglieder gegenüber Behörden und Organisationen auf der Ebene der 

Gemeinde und im Kreisreiterverband; 

1.6 die Förderung des Reitens in der freien Landschaft zur Erholung im Rahmen des Breitensports 

und die Unterstützung aller Bemühungen zur Pflege der Landschaft und zur Verhütung von 

Schäden an Natur und Landschaft; 

1.7 die Förderung des therapeutischen Reitens; 

1.8 die Mitwirkung bei der Koordinierung aller Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur 

für Pferdesport und Pferdehaltung im Gemeindegebiet. 

(3) Durch die Erfüllung seiner Aufgaben verfolgt der Verein selbstlos, ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung. Er verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen 

Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. 
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(5)  Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins nicht mehr als ihre 

eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen 

zurückerhalten. 

(6) Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. 

(7) Mitglieder des Vereins können eine Aufwandsentschädigung für solche Aufwendungen erhalten, 

die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere 

Fahrtkosten. Die Erstattung erfolgt in dem Umfang, wie sie durch die gesetzlichen Vorschriften als 

steuerfrei anerkannt sind. Die Entscheidung über die Aufwandsentschädigung trifft der Vorstand. 

 

§ 3 Grundsätze und Werte des Vereins 

 

(1) Der Verein bekennt sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung sowie zu den Regelungen 

des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland und damit ausdrücklich zu den Grundsätzen 

der Kinder- und Menschenrechte und eines freiheitlichen Miteinanders. Er verurteilt jegliche 

Gewalt, unabhängig davon, ob sie körperlicher oder psychischer Art ist. 

(2) Der Verein vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher Offenheit sowie der 

parteipolitischen Neutralität. 

(3) Der Verein distanziert sich von diskriminierenden, extremistischen, rassistischen und 

menschenfeindlichen Bestrebungen. 

(4) Wählbar in ein Amt des Vereins sind nur Personen, die sich zu den Grundsätzen und Werten des 

Vereins in dieser Satzung bekennen, für diese eintreten und ihnen Geltung verschaffen. 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

(1) Mitglieder können natürliche Personen, juristische Personen und Personenvereinigungen werden. 

Die Mitgliedschaft wird durch Beitrittserklärung und deren Annahme durch den Vorstand 

erworben.  

Die schriftliche Beitrittserklärung ist an den Vorstand des Vereins zu richten. Die Mitgliedschaft 

beginnt mit dem Vorstandsbeschluss der Aufnahme. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Eine 

Ablehnung der Aufnahme bedarf keiner Begründung. 

Die Beitrittserklärung erfordert die Anerkennung der datenschutzrechtlichen Regelungen des 

Vereins. 

Bei Ablehnung des Beitritts durch den Vorstand kann die Entscheidung der 

Mitgliederversammlung gefordert werden.  

Bei Kindern und Jugendlichen bedarf die Beitrittserklärung der schriftlichen Zustimmung eines 

gesetzlichen Vertreters, der/die für die Entrichtung des Mitgliedsbeitrags dem Verein gegenüber 

mit dem minderjährigen Mitglied gesamtschuldnerisch haftet. 

(2) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer seiner 

Mitgliedschaft unwiderruflich verpflichtet am SEPA-Lastschriftverfahren für die Mitgliedsbeiträge, 

Gebühren und Umlagen teilzunehmen. Dies hat das Mitglied in der Eintrittserklärung 

rechtsverbindlich zu erklären. Das Mitglied ist verpflichtet, die gegenüber der Bank oder dem 

Verein erforderlichen Voraussetzungen für das SEPA-Lastschriftverfahren zu erfüllen. Ein 
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Erlöschen des Bankkontos oder sonstige Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein 

unverzüglich mitzuteilen. Andernfalls ersetzt das Mitglied dem Verein die dadurch entstehenden 

Kosten. In begründeten Einzelfällen kann der Vorstand Ausnahmen von der Teilnahme am SEPA-

Lastschriftverfahren zulassen. 

(3) Das Mitglied hat für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. Weist das Konto 
zum Zeitpunkt der Abbuchung keine ausreichende Deckung auf, haftet das Mitglied dem Verein 
für sämtliche mit Beitragseinziehung oder Rücklastschriften verbundenen Kosten. 

(4) Personen, die bereits einem anderen Reit- und Fahrverein angehören, müssen eine Erklärung über 
die „Stamm-Mitgliedschaft“ im Sinne der LPO hinzufügen. Änderungen in der Stamm-
Mitgliedschaft sind dem Verein unverzüglich mitzuteilen.  

(5) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft unterwerfen sich die Mitglieder den Satzungen und 

Ordnungen des Kreisreiterverbandes, des Regionalverbandes und der Reiterlichen Vereinigung 

(FN), insbesondere der Landesprüfungsordnung (LPO) und deren Durchführungsbestimmungen. 

(6) Personen, die den Verein uneigennützig bei der Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben 

persönlich, finanziell oder materiell zu unterstützen bereit sind, können vom Vorstand als 

fördernde Mitglieder aufgenommen werden. 

(7) Die Mitgliederversammlung kann verdienten Mitgliedern und anderen Persönlichkeiten, die den 

Reit- und Fahrsport und die Vereinsarbeit wesentlich gefördert haben, die Ehrenmitgliedschaft 

verleihen. Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Beitragszahlung befreit. 

 

§ 5 Pflichten der Mitglieder 
 

(1) Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets (auch außerhalb 

von Turnieren) die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere 

• die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu pflegen und 

verhaltensgerecht unterzubringen, 

• den Pferden ausreichend Bewegung und soziale Pferdekontakte zu ermöglichen und 

• die Grundsätze verhaltensgerechter Pferdeausbildung zu wahren, das heißt, ein Pferd nicht 

unreiterlich zu behandeln, z.B. zu quälen, zu misshandeln oder unzulänglich zu transportieren. 

(2) Die Mitglieder unterwerfen sich bei einer Teilnahme an nationalen Turnieren in Deutschland der 

Leistungsprüfungsordnung (LPO) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschließlich ihrer 

Rechtsordnung. Verstöße gegen die dort aufgestellten Verhaltensregeln können mit Verwarnung, 

Geldbußen und/oder Sperren für Reiter und/oder Pferd geahndet werden. 

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Streichung von der Mitgliederliste, Ausschluss oder Tod 

des Mitglieds. 

(2) Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf des Geschäftsjahres zum 31.12., wenn das Mitglied sie 

bis zum 01. Dezember des Jahres schriftlich kündigt. 

(3) Ein Mitglied wird von der Mitgliederliste gestrichen, wenn das Mitglied der Beitragspflicht trotz 

zweimaliger Mahnung länger als drei Monate nicht nachkommt. Widerruft ein Mitglied das 

Lastschriftmandat, ist der Beitrag für das entsprechende Jahr auf anderem Wege zu zahlen.  
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(4) Ein Mitglied kann aus wichtigem Grund aus dem Verein ausgeschlossen werden. Ein wichtiger 

Grund liegt vor, wenn ein Mitglied seine Mitgliedschaftspflichten grob verletzt und dem Verein 

unter Abwägung der beiderseitigen Interessen ein weiteres Verbleiben des Mitglieds im Verein 

nicht zugemutet werden kann. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn das Mitglied 

• gegen die Satzung oder gegen satzungsgemäße Beschlüsse verstößt, 

• das Vereinsinteresse schädigt oder ernsthaft gefährdet, 

• sich massiv unsportlich oder unkameradschaftlich verhält oder 

• die Grundsätze und Werte nach § 3 dieser Satzung missachtet. 

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen, nachdem dem betroffenen Mitglied innerhalb einer Frist von zwei Wochen 

rechtliches Gehör gewährt wurde.  

Gegen den schriftlich mitgeteilten Ausschließungsbeschluss kann das Mitglied innerhalb von vier 

Wochen nach Zugang schriftlich Widerspruch einlegen. Über den Ausschluss entscheidet in 

diesem Fall die Mitgliederversammlung. Ab dem Zugang des Ausschließungsbeschlusses bis zur 

endgültigen Entscheidung ruhen die Rechte des auszuschließenden Mitglieds. 

 

§ 7 Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge, die von der Mitgliederversammlung festgesetzt werden. 

(2) Die Beiträge sind im Voraus zu zahlen. 

(3) Soweit die Mitgliederversammlung keine Entscheidung getroffen hat, wird die Zahlungsweise von 

Aufnahmegeldern und Umlagen durch den Vorstand bestimmt. Umlagen können bis zur Höhe des 

zweifachen jährlichen Mitgliedsbeitrag erhoben werden und dienen der Finanzierung von 

besonderen Projekten, die nicht mit den allgemeinen Mitteln des Vereins gedeckt werden können. 

  

§ 8 Organe des Vereins 

 

Die Organe des Vereins sind 

• die Mitgliederversammlung und 

• der Vorstand. 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist für alle Aufgaben zuständig, soweit sie nicht dem Vorstand 

obliegen. Sie ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 

• Wahl der Vorstandsmitglieder, 

• Wahl von zwei Kassen- und Rechnungsprüfern, 

• Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, 

• Entlastung des Vorstandes, 

• Festsetzung der Höhe und Fälligkeit von Mitgliedsbeiträgen, 

• Ernennung von Ehrenmitgliedern, 
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• Änderungen der Satzung, 

• Auflösung des Vereins. 

Beschlüsse über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins bedürfen einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet im ersten Vierteljahr eines jeden Kalenderjahres 

statt. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Er 

ist dazu verpflichtet, wenn es von mindestens einem Drittel der Mitglieder unter Angabe der 

Gründe beantragt wird. 

(3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden oder seinem Vertreter durch schriftliche 

Einladung, die auch in Textform möglich ist, an die Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung 

einberufen. Die Absendung der Einladung erfolgt mindestens zwei Wochen vor dem 

Versammlungstermin. Die Einladung kann per Mail, Brief oder persönlicher Übergabe erfolgen. 

Sie gilt als zugegangen, wenn sie an die letzte bekannte Adresse versendet wurde. 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Versammlungstag Anträge zur 

Tagesordnung schriftlich bei dem Vorstand einreichen. Die Anträge müssen den Mitgliedern nicht 

vor der Versammlung bekannt gegeben werden. Fristgerecht gestellte Anträge sind in die 

Tagesordnung aufzunehmen. Später gestellte Anträge werden nur behandelt, wenn die 

Mitgliederversammlung dies mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder 

beschließt. 

Enthält die Tagesordnung einen Beschluss zur Änderung der Vereinssatzung, beträgt die 

Einladungsfrist drei Wochen. Der Einladung ist der Text der bestehenden sowie der geänderten 

Satzung beizufügen. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Sie entscheidet über die Zulassung von Gästen. 

(5) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem 

Stellvertreter, bei dessen Verhinderung von einem vom Vorstand bestimmten Mitglied geleitet. 

Für die Durchführung von Vorstandswahlen wählt die Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte 

einen Wahlleiter. 

(6) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlussfähig. Jedes 

anwesende, erwachsene Mitglied hat eine Stimme, Stimmrechtsübertragungen sind nicht 

möglich. 

(7) Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen. Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, 

entscheidet die einfache Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 

Ausschlag. 

(8) Wahlen erfolgen durch Handzeichen, auf Antrag von einem Drittel der anwesenden Mitglieder 

durch Stimmzettel. Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. 

Erhält keiner der Kandidaten die Mehrheit, findet zwischen den beiden Kandidaten mit den 

höchsten Stimmanteilen eine Stichwahl statt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom 

Vorsitzenden zu ziehende Los. 

 

(9) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Versammlungsleiter 

und dem Protokollführer zu unterschreiben sind. Protokollführer ist grundsätzlich der 

Schriftführer/die Schriftführerin. Ist diese/dieser verhindert, wird das Protokoll von einem 

anderen anwesenden Vorstandsmitglied geführt. 
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Die Niederschrift enthält: 

• Ort und Zeit der Versammlung, 

• Name des Versammlungsleiters und Protokollführers, 

• Zahl der erschienenen Mitglieder, 

• Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und Beschlussfähigkeit, 

• Tagesordnung, 

• Ergebnisse von Wahlen, 

• Gestellte Anträge, 

• Abstimmungsergebnisse einschließlich Art der Abstimmung, 

• Beschlüsse in vollem Wortlaut. 

 

§ 10 Vorstand 
 

(1) Der Vorstand besteht aus: 

• dem/der Vorsitzenden 

• dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 

• dem/der Kassenwart/in 

• dem/der Jugendwart/in 

• dem/der Schriftführer/in 

• zwei Beisitzern/innen, davon ein/e Pressewart/in 

Vorstandsmitglieder müssen Vereinsmitglieder sein. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder sind 

gemeinsam zur Vertretung des Vereins berechtigt. 

(2) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle Aufgaben, die nicht 

einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er ist insbesondere für die Vorbereitung der 

Mitgliederversammlung und die Ausführung ihrer Beschlüsse zuständig. 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Eine 

Wiederwahl ist möglich. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während seiner Amtszeit aus, ist von 

der nächsten Mitgliederversammlung eine Ergänzungswahl durchzuführen. Scheiden der /die 

Vorsitzende oder der/die Stellvertreter/in während der Amtszeit aus, ist innerhalb von zwei 

Monaten die Mitgliederversammlung einzuberufen, die die Ergänzungswahl durchführt. 

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse 

werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(5) Über Sitzungen des Vorstandes ist eine Niederschrift anzufertigen, die die Gegenstände der 

Beratungen und die Beschlüsse enthalten muss. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und einem 

weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen. 

(6) Der Vorstand ist ermächtigt, Satzungsänderungen vorzunehmen, die vom zuständigen 

Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom zuständigen Finanzamt zum Erhalt der 

Gemeinnützigkeit gefordert werden. Die Änderungen dürfen ausschließlich den geforderten 

Bedingungen des Amtsgerichts und des Finanzamts entsprechen. Der Beschluss muss einstimmig 

herbeigeführt und die Änderungen der nächsten Mitgliederversammlung bekanntgegeben 

werden. 
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§ 11 Kassenprüfer 

Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

Eine Wiederwahl ist möglich. Die Kassenprüfer dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. Sie haben 

das Recht, die Vereinskasse und Buchführung zu überprüfen. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf 

die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. 

Die Kassenprüfer haben der Mitgliederversammlung über die Prüfung einen Bericht zu erstatten. 

 

§ 12 Datenschutz 
(1) Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten der Mitglieder in automatisierter und nicht 

automatisierter Form. Diese Daten werden ausschließlich zur Erfüllung der in dieser Satzung 

genannten Zwecke und Aufgaben des Vereins verarbeitet, zum Beispiel im Rahmen der 

Mitgliederverwaltung. 

Näheres ist in der Datenschutzordnung (DSO) des Vereins geregelt. 

(2) Die DSO ist nicht Bestandteil der Satzung. Für den Erlass, die Änderung und die Aufhebung der 

DSO ist der Vorstand zuständig, der hierüber mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils 

aktuelle DSO wird mit der Veröffentlichung auf der Homepage des Vereins unter der Rubrik 

„Datenschutzordnung“ für alle Mitglieder verbindlich. 

 

§ 13 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei 

Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

(2) Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach Auflösung an den neu 

entstehenden, steuerbegünstigten Fusionsverein beziehungsweise den aufnehmenden steuer-

begünstigten Verein, der das Vermögen ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke 

zu verwenden hat. 

(3) Bei Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins, soweit es die eingezahlten 

Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern geleisteten 

Sacheinlagen übersteigt, an den steuerbegünstigten „VFD Landesverband Hessen e.V.“,  

Tamariskenweg 5, 64653 Lorsch. Bei der VFD handelt es sich um die „Vereinigung der Freizeitreiter 

und -fahrer in Deutschland e.V.“. Der Landesverband hat das Vermögen ausschließlich und 

unmittelbar für gemeinnützige Zwecke, insbesondere zur Förderung der in § 2 (2) dieser Satzung 

genannten Zwecke zu verwenden hat. 

 

§ 14 Inkrafttreten 

Die Satzung wurde bei der Mitgliederversammlung des RuF Sachsenberg 

am 21. März 2025 in Lichtenfels-Sachsenberg beschlossen. 

 

 

 

 

 

 

1. Vorsitzende     Schriftführerin 


